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Pressemitteilung:   

 

Gegen die Vertuschung der Beteiligung der Frankfurter Sparkasse an NS-Verbrechen – 

Solidarität mit Prof. Dr. Ralf Roth! 

 

Der AStA beobachtet mit Sorge, wie Prof. Dr. Ralf Roth, Professor für Neuere Geschichte am 

Historischen Seminar der Goethe-Universität, bei seiner Forschung zur Judenfeindschaft der 

Frankfurter Sparkasse während der NS-Zeit eingeschränkt wird. 

Im Rahmen der Verfassung einer Festschrift zum 200-jährigen Jubiläum wurde Prof Dr. Ralf Roth 

vom Institut für Banken- und Finanzgeschichte e.V. (IBF) mit der Dokumentation der Geschichte der 

Frankfurter Sparkasse zwischen 1822 und 1970 beauftragt. Seine Forschungsergebnisse haben 

ergeben, dass die Frankfurter Sparkasse weitaus umfangreicher an den NS-Verbrechen beteiligt war 

als bisher angenommen. Prof. Dr. Ralf Roth hat eindringlich aufgezeigt, dass die Frankfurter 

Sparkasse aktiv an der wirtschaftlichen Verfolgung von Jüd:innen mitgewirkt hat, so etwa an der 

Arisierung und der Enteignung im Zusammenhang mit Deportationen.  

In der Folge sah sich der Vorstand des IBF dazu gezwungen, „interessewahrend“ zu handeln und 

den Werkvertrag mit Prof. Dr. Ralf Roth aufzukündigen, um das öffentliche Prestige des IBF sowie 

das seiner Auftraggeberin, der Frankfurter Sparkasse, nicht zu beschädigen. 

AStA-Vorsitzender Mathias Ochs kommentiert diese Vorgänge so: „Hier werden wissenschaftliche 

Erkenntnisse gegen wirtschaftliche Interessen ausgespielt. Die Kündigung des Vertrags mit Prof. Dr. 

Ralf Roth ist nichts anderes als der Versuch, die Verstrickungen der Frankfurter Sparkasse mit dem 

Nationalsozialismus zu verschleiern, um in der Öffentlichkeit ein positives Bild von der Geschichte 
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der Sparkasse zu zeichnen. Da eine Aufarbeitung solcher Verstrickungen Schrammen in diesem Bild 

hinterlassen könnte, wirft man wissenschaftlich fundierte Erkenntnisse gerne auch einmal über 

Bord.“ 

AStA-Vorsitzende Kyra Beninga ergänzt: „Wir kennen solche Vorgänge nur zu gut vom 100-jährigen 

Jubiläum der Goethe-Universität 2014. Die kollektive Feierlaune, die das Universitätspräsidium 

damals inszenieren wollte, sollte um keinen Preis getrübt werden. Eine kritische 

Auseinandersetzung mit dem Erbe der NS-Zeit war da unerwünscht. Die gleiche Tendenz lässt sich 

nun beim 200-jährigen Jubiläum der Frankfurter Sparkasse beobachten.“ 

In der Presse wurde ausführlich über die Einschränkung der Forschung Prof. Dr. Ralf Roths 

berichtet. Auf der Homepage des AStA findet sich dazu nun eine detaillierte Broschüre, welche die 

skandalösen Vorgänge dokumentiert. Damit beabsichtigt der AStA, eine notwendige Debatte um 

dieses Thema anzustoßen.1 Die Broschüre ist per Klick auf das untenstehende Bild zu erreichen. 

In diesem Zusammenhang richtet sich der AStA ausdrücklich an die Leitung des Fritz-Bauer-Instituts 

der Goethe-Universität, das am historisch belasteten IG Farben-Campus ansässig ist. Der AStA 

wünscht sich eine Solidarisierung des Fritz-Bauer-Instituts mit Prof. Dr. Ralf Roth und regt an, ihm 

im Interesse einer kritischen Geschichtswissenschaft die Gelegenheit zu geben, seine Position im 

Rahmen einer Veranstaltung öffentlich kundzugeben. 

 

Für Rückfragen stehen Ihnen die AStA-Vorsitzenden Kyra Beninga und Mathias Ochs per Mail 

(beninga@asta-frankfurt.de bzw. ochs@asta-frankfurt.de) oder telefonisch (01785223737 bzw. 

017623410077) sowie Prof. Dr. Ralf Roth (ra.roth@em.uni-frankfurt.de) zur Verfügung. 

 

 
1 https://asta-frankfurt.de/sites/default/files/2022-10/ASTA%20Roth%20Frankf.%20Sparkasse%20Homepage.pdf 

mailto:ra.roth@em.uni-frankfurt.de
https://asta-frankfurt.de/sites/default/files/2022-10/ASTA%20Roth%20Frankf.%20Sparkasse%20Homepage.pdf


Vorwort 

Der AStA der Goethe-Universität beobachtet mit Sorgen, wie ein an der 

Goethe-Universität lehrender Historiker, Prof. Dr. Ralf Roth, bei seiner 

Forschung zur Judenfeindschaft der Frankfurter Sparkasse in der Nazi- Zeit 

behindert wird. Für umso wichtiger halten wir die nachfolgende 

Dokumentation als Anstoß fiir eine notwendige Debatte um dieses Thema. 

Weiterhin wünschen wir uns, dass sich die Leitung des Fritz-Bauer-Instituts, 

das am IG-Farben-Campus ansässig ist, mit Prof. Dr. RalfRothe solidarisiert 

und ihm Gelegenheit gibt, seine Position in einer Veranstaltung darzustellen. 

Oktober 2022 

Kyra Beninga, Mathias Ochs 

(AStA-Vorstand der Goethe-Universität Frankfurt am Main) 



An den Vorstand des Fördervereins 

des Fritz-Bauer-Instituts 

und die Mitglieder des FBI 

Betrifft: Die Auseinandersetzung um die Arbeit des Historikers Prof. Dr. Ralf Roth über 
die Geschichte der Frankfurter Sparkasse in der NS-Zeit 

Sehr geehrte Damen und Herren, liebe Freund:innen des Fritz Bauer Instituts, 

Sie haben sicher auch in der Presse die Auseinandersetzung um die Aufarbeitung der 
Geschichte der Frankfurter Sparkasse mitbekommen - im Anhang lege ich u.a. noch einmal 
einen Rundschauartikel und den aktuellen Artikel der Wochenzeitung Jüdische Allgemeine 
bei. Prof. Dr. Roth hatte eindringlich darauf verwiesen, dass die Beteiligung der Sparkasse an 
den NS-Verbrechen (Arisierung, Enteignungen im Zusammenhang mit den Deportationen 
usw.) viel umfangreicher war als bisher angenommen. Hier müsste nachgelegt werden und 
vor allem auch die Jüdische Gemeinde einbezogen werden. Ihm wurde auf Grund seiner 
bisherigen Arbeit mit keinesfalls überzeugenden Gründen der Auftrag einer Analyse der 
Geschichte der Sparkassen bis 1970 im Rahmen einer geplanten Festschrift „200 Jahre 
Sparkasse" entzogen. 

Das Ganze hat mich aufhorchen lassen, weil nun das Fritz Bauer Institut ohne Kommentar „in 
die Bresche springt". Das Hin und Her in diesen Fragen wirkt auf mich nicht 
vertrauenserweckend. Da gibt es ein Problem, das ich noch nicht genau einordnen kann. 
Inwieweit wird damit die nötige wissenschaftliche Auseinandersetzung über die Thesen des 
Historikers Ralf Roth kurzerhand abgebrochen, obwohl er der Sache nach doch offensichtlich 
im Recht ist? Wo bleibt die Solidarität des Fritz-Bauer-Instituts mit dem Historiker der 
Goethe-Universität Prof Dr. Ralf Roth? Ähnliches habe ich hier an der Goethe-Universität 
mit der Adolf Messer-Lounge erlebt, als die ehemalige Präsidentin auch Historiker bat, eine 
Stellungnahme faktisch gegen den AStA zu erarbeiten, die dann aber wirklich apologetischen 
Charakter hatte. Umso mehr bin ich daran interessiert, dass der Vorstand des Fördervereins 
des Fritz Bauer Instituts Herrn Prof Dr. Ralf Roth Gelegenheit gibt auf einer Veranstaltung 
des Fördervereins seine Position und die Kontroverse darzustellen, wn zu überlegen, wie 
gegebenenfalls nach Ansicht des Fördervereins eine Stellungnahme des Fritz Bauer Instituts 
zu all den Vorgängen aussehen könnte. 

Mit freundlichen Grüßen 

Oktober 2022 

Benjamin Ortmeyer 

PS: Ich danke Prof. Dr. Roth für die Überlassung seiner archivierten Sammlung über diesen 
Konflikt. 
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Anhang 

Gutachten zu Adolf Messer

Kritik an dem Gutachten zu 
Adolf Messer





FORSCH U NGSSTELLE 
NS-PADAGOGIK �= 
FORSCHUNG 1 DOKUMENTATION 1 LEHRE 
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26.2.2018 

im Rahmen der Debatte über Adolf Messer und die nach ihm benannte Stiftung sowie 

zur Umbenennung der Adolf-Messer-Stiftungs-Lounge -  d ie i n e iner Senatskommission 

bei einer Enthaltung einstimmig beschlossen wurde, aber im Senat selbst noch am 21. 

Marz debattiert und beschlossen werden muss - füge ich meine kurze Stellungnahme zu 

den Kurzgutachten dreier Historiker der Goethe-Universitat bei. 

Mit freundlichen GrüBen 

Benjamin Orimeyer 

Campus Bockenheim • Senckenberganlage 31-33 Hauspostfach 96 • D-60325 Frankfurt am Main 











Frankfurt am Main, 13. Dezember 2017 

Antrag zur Umbenennung der „Adolf Messer Stiftung Lounge“ 

Argumente für die Umbenennung der „Adolf Messer Stiftung Lounge“ 

Auf der Grundlage des Gutachtens vom 14. Februar 2016 (FB 08) sowie der unstrittigen 
Tatsachen lässt sich festhalten: 

• Adolf Messer war seit 1933 (früher als andere) Mitglied der NSDAP

• Adolf Messer hat Zwangsarbeiter in einem firmeneigenen Lager (Bewertung: in
schändlicher Weise) genutzt und unter anderen so in der Kriegsproduktion große
Profite erzielt.

• Adolf Messer wurde noch 1948 „als Mitläufer“ eingestuft.

Schlussfolgerung: 

1. Adolf Messer ist in keiner Weise ein Vorbild für Studierende und Lehrende der Goethe-
Universität. 

2. Geldspenden sind kein Argument in diesem Zusammenhang. Geldgeber der
Stiftungsuniversität haben die strikte Auflage, sich nicht in die Angelegenheiten der 
Universität einzumischen. Sollte die Stiftung nach einer Umbenennung des Raumes ihre 
Unterstützung einstellen, so wäre das ein deutliches Anzeichen, dass mit Geld die „Ehre“ 
einer Raumbenennung erkauft wurde – ein dem Selbstverständnis der Goethe-Universität 
widersprechendes Verhalten. 

Aus diesen Gründen plädieren wir entschieden für eine Umbenennung des Raumes, 
zurück in „Common Room“.  Die Bedeutung dieser Frage im Hinblick auf das Renommee 
der Goethe-Universität in Frankfurt, Deutschland und weltweit kann kaum hoch genug 
eingestuft werden.  

Die Senatskommission zur Benennung von Gebäuden, Straßen und Plätzen möge 
beschließen, dass die "Adolf Messer Stiftung Lounge" am Campus Riedberg 
in "Common Room" umbenannt werden soll. 

Newal Dicle Yalcin (Grüne Hochschulgruppe Frankfurt am Main) 
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Kurze Stellungnahme von Benjamin Ortmeyer (26.2.2018),  
zum „Kurzgutachten ,‘Adolf Messer und der Nationalsozialismus‘ von  Prof. Dr. Andreas Fahrmeir, 
Dr. Jörg Lesczenski, Prof. Dr. Werner Plumpe 

Vorbemerkung 

Als Senator der Goethe Universität war ich auf Einladung von Vizepräsident Professor Dr. Prof. Dr. Schu-
bert-Zsilavecz und Herrn Dr. Maaser, obwohl ich nicht Mitglied der Senats-Kommission „Benennung von 
Straßen und Räumen“ bin, eingeladen worden.

Ein wichtiger Tagesordnungspunkt war der Antrag von Frau Newal Yalcin für die Umbenennung
einer Lounge auf dem Campus Riedberg, die nach der A -Messer-Stiftung benannt wurde.

Anwesend war auch Prof. Dr. Jörg Lesczenski, der das Buch „100% Messer“ 2007 verfasste und nun - 
zusam-men mit zwei Kollegen - für den Senat ein Kurzgutachten (vier Seiten) erstellt hat. 

Zwei Punkte sind mir aus der Sitzung im Gedächtnis geblieben und dürften wohl auch von den anderen Mit-
gliedern der Kommission bestätigt werden:  

Erstens: Einleitend zur Vorstellung des Gutachtens erklärte der Verfasser, dass man den Fragenkomplex mit 
der „Unternehmerbrille“ betrachten müsse. Er wiederholte dies auf meine Nachfrage, da ich dachte, ich 
hätte einen Hörfehler, noch einmal. 

Zweitens:  Auf meine Nachfrage, ob es in Ordnung sei, dieses Kurzgutachten auch anderen Historikern zu-
kommen zu lassen, erklärte Prof. Dr. Jörg Lesczenski eindeutig, dass dies sehr gerne geschehen könne. 

Zur Gutachten selbst:

I. Zum Abschnitt „Die politische Haltung Adolf Messer“

Zunächst sei festgehalten: Das ganze Gutachten beweist durch alle Windungen und Wendungen hin-

durch, dass Adolf Messer ein Nazi-Profiteur war, für den der Raubkrieg der Nazis ein glänzendes Ge-

schäft war. Gegen seine Intention zeigt das Gutachten deutlich, dass Adolf Messer weder als Mensch 

noch als Unternehmer Vorbildcharakter im humanistischen Sinne hatte.

Im Einzelnen: 

Dieser Teil enthält 2 Absätze. Im 1. Absatz auf Seite 1 wird lediglich festgehalten, dass im Grunde nichts 

zur politischen Grundhaltung gesagt werden kann, wobei unklar bleibt, was eine „politische Grundhaltung“ 

im Wechsel vom Kaiserreich, Weimarer Republik, der NS-Zeit und der Bundesrepublik Deutschland sein 

könnte. Möglicherweise ist es schon falsch einen solchen Begriff überhaupt in Anschlag zu bringen, da es 

durchaus mehr als genug Beispiele dafür gibt, dass wichtige Persönlichkeiten keine politische Grundhaltung 

haben, sondern sich dem jeweiligen politischen System anpassen, »mit den Wölfen heulen« und politische 

Opportunisten aus Prinzip sind. 
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Der 2. Absatz dieses Teiles (der sich von Seite 1 bis auf das obere Teil der Seite 2 zieht) hat insgesamt zehn 

Sätze in 20 Zeilen. 

1. Kritik: „in erster Linie als Ingenieur“

Bereits im 1. Satz dieses Absatzes wird sich in subjektivistisch-hermeneutischer Weise in die Person Adolf 

Messer hinein versetzt, und ihm attestiert, dass er sich selber „in erster Linie als Ingenieur“ verstanden 

habe. Das mag im Hinblick auf starkes politisches Engagement sicherlich stimmen, aber zumindest zeigt die 

Geschichte des von ihm geführten Unternehmens, dass er sich möglicherweise doch auch in erster Linie als 

profitorientierter Unternehmer verstanden hat. Das Gutachten schließt diese Möglichkeit gar nicht erst in 

seine Überlegungen ein.

2. Kritik: Adolf Messer: „Ich fühle mich nicht belastet.“

Auch der zweite Satz (der Seite 1 unten beginnt) mischt Tatsachen mit der Selbstdarstellung von Adolf Mes-

ser nach 1945. Harter Fakt ist nun einmal, dass Adolf Messer bereits im Jahre 1933 der verbrecherischen 

Partei NSDAP beigetreten und bis 1945 Mitglied geblieben ist.1

Der in diesem Verfahren verwendete Fragebogen enthält den klaren Satz von Adolf Messer: „Ich fühle mich 

nicht belastet.“ Und auf die Frage: „Falls Sie glauben, dass das Gesetz nicht auf die Anwendung findet, ge-

ben Sie Gründe an:“ antwortete Adolf Messer: „Meine Gründe sind zu ausführlich, um sie auf diesem 

Raum abgeben zu können.“ Die Möglichkeit einer Anlag oder Zusatz-Notiz schlug Adolf Messer offen-

sichtlich (möglicherweise in doch arrogantem Tonfall?) aus.

(Staatsarchiv Wiesbaden)

3. Kritik: Die NSDAP-Mitgliedschaft von Adolf Messer wird bagatellisiert („freilich wenig“)

Der 3. Satz dieses größeren Abschnittes (S.2 oben, 1. und 2. Zeile) soll vollständig zitiert werden: 

„Die Parteimitgliedschaft alleine taugt als Beleg für eine auch ideologische Nähe zum National-
sozialismus freilich wenig“.

In diesem Satz, der eine Halbwahrheit enthält, sind ganz offensichtlich bei der schrittweisen Konstruktion 

der Apologie von Adolf Messer durch das Gutachten zwei Probleme eingebaut.

1 Nur nebenbei sei angemerkt, dass in der Geschichtswissenschaft auch der Begriff „Machtergreifung“ ideologiekritisch 
hinterfragt wird.
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Problem Nummer 1 ist, dass nun nicht die Frage der politischen, ökonomischen oder unternehmerischen Un-

terstützung, sondern die Frage der „ideologischen Nähe“ angeschnitten wird. Das ist insofern geschickt, dass 

wir selbst bei führenden verbrecherischen Persönlichkeiten des NS Staates nicht wissen, ob sie wirklich ideo-

logisch die Konstruktion etwas von „Ariern“ oder eines „Wotan“ ernst genommen haben, weil in Ideologie

eben diese Dinge nur ein Mittel zum Zweck war. Diese subjektiv schwer feststellbare Frage nach der ideolo-

gischen Nähe ist im Rahmen dieses Gutachtens ganz offensichtlich ein Ablenkungsmanöver von dem, was 

Adolf Messer handfest praktisch in der NS-Zeit getan hat.

Das Problem Nummer 2 besteht in der Frage, welche Bedeutung die Mitgliedschaft in der NSDAP im Jahre 

1933 hat. Hier handelt es sich um eine der berühmten Halbwahrheiten, die schlimmer als ganze Lügen sind: 

die offensichtlich nicht sehr valide Kategorie „freilich wenig“ lässt ja nun die Frage offen, was für Interpreta-

tionsmöglichkeiten es dafür gibt, dass ein am Profit orientierter Unternehmer bereits im Jahre 1933 in die 

NSDAP eintritt. In der Tat muss es nicht zwingend ideologische Nähe sein, was aber bei einem großen Teil 

der Eintritte 1933 auch nicht gerade ausgeschlossen werden kann. Vielmehr war es sogar der NSDAP-Füh-

rung klar, dass viele Menschen aus sehr egoistischen Gründen als Anpassungsvorleistung - gemischt mög-

licherweise mit Begeisterung und Zustimmung - 1933 in die NSDAP eingetreten sind, denn es wurde rasch 

ein Aufnahmestopp beschlossen. Die zu untersuchende Frage „Adolf Messer und der Nationalsozialismus“ 

dreht sich ja ganz offensichtlich darum, ob ein Mann wie Adolf Messer ein Vorbild für Studierende der Goe-

the-Universität und überhaupt sein kann, so dass eine Stiftung oder auch ein Raum in der Goethe-Universität 

mit seinem Namen in Zusammenhang gebracht werden soll. Dabei ist es nicht nur die Frage nach der so-

wieso kaum zu beweisenden „ ideologischen Nähe“ zur NSDAP das entscheidende Problem, sondern welche

Handlungen Adolf Messer in dieser Zeit begangen hat.

4. Kritik: Was sind nach Ansicht des Gutachtens die „gesellschaftspolitischen Prämissen des national-
sozialistischen Systems“?

Der 4. und 5. Satz mit wolkigen, spekulativen Einschätzung über das „wirtschaftsbürgerliche Milieu“ und 

der schräg verklausulierten Andeutung, dass Adolf Messer nicht zu denen gehört habe, die sich „von der NS-

Diktatur Aufstiegschancen erhofften“, da das Unternehmen nicht jung und eben schon etabliert sei, sollen 

hier nur als eristische Kniffe zur Apologie von Adolf Messer knapp festgehalten werden. Wichtiger ist der 

folgende Satz:

„Die Betriebspolitik Messers korrespondierte auf den ersten Blick2 noch am offensichtlichsten mit 
den gesellschaftspolitischen Prämissen des nationalsozialistischen Systems.“

Aus diesem Satz ergeben sich zwei Fragen. Zunächst wird die Spannung erzeugt, was denn nun aus Sicht der 

Gutachter die „gesellschaftlichen Prämissen“ des NS-Systems sind? 

2 Diese Passage ist fast wortwörtlich dem Buch 100 % Messer (S. 38 entnommen, es wurde jedoch hinzugefügt „auf den 
ersten Blick". In diesem Buch heißt es dann auf S. 39:  „möglicherweise entsprach die Idee der Betriebsgemeinschaft 
aber auch seinem Selbstverständnis als sozial verantwortungsvoller, Fürsorgepflichtiger, auf eine enge Kooperation 
mit den Arbeitnehmern bedachten Unternehmer." Bitte? Wohl gemerkt, es geht um die Nazi-Idee der „Betriebsge-
meinschaft“. Das ist eine in keiner Hinsicht akzeptable Verknüpfung.
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Die Ermordung Inhaftierung der führenden Köpfe der Parteien und Gewerkschaften die sich gegen 
das NS System ausgesprochen haben? Abschaffung aller demokratischen und gewerkschaftlichen 
Rechte?
Die Arisierung des jüdischen Eigentums, die Diskriminierung Vertreibung und schließliche Ermor-
dung der jüdischen Bevölkerung? 
Den Aufbau der Rüstungsindustrie, Kriegsvorbereitung und Überfall, andere Länder, Raubkrieg ge-
gen andere Länder in Europa?

Es genügt diese Frage aufzuwerfen, um angesichts des bisherigen Gutachtens festzuhalten, dass diese sehr 

realen Punkte offensichtlich vom Gutachten nicht als die „gesellschaftlichen Prämissen“ des NS Systems an-

gesehen werden. 

Abgezielt wird im Gutachten dagegen auf »Kraft durch Freude« und »Schönheit der Arbeit«. Die weiteren 

Ausführungen legen ja nun wirklich - nicht nur auf den ersten Blick – nahe, dass in dieser Hinsicht der Mes-

ser-Betrieb einer Art Nazi-Vorzeigebetrieb geworden ist. Klar wird, dass die DAF weitgehend im Detail das 

Sagen hat, so dass ein Nazi-Preis 1936 von der DAF der Messer-Fabrik (Genauer Adolf Messer GmbH) zu-

erkannt wurde.

Die Frage, was die Formulierung „auf den ersten Blick“ bedeuten soll, lässt sich klären. In der gängigen 

Rhetorik bedeutet diese Formulierung, dass der ersten Blick getrübt sei. Die Fakten zeigen aber die völlige 

Übereinstimmung mit den Betriebsprämissen des NS-Systems auf den ersten und den zweiten Blick..

5. Kritik:  Vertuschung der Zustimmung zur Aufrüstung im Angriffskrieg / V2 Raketen

Der nächste Satz (11. Zeile von Seite 2) verknüpft wiederum tendenziös ein wirkliches Problem mit der Apo-

logie von Adolf Messer. Es heißt: 

„Ob sich die betriebliche Sozialpolitik als ein Bekenntnis zu dem politischen Zielen des National-
sozialismus interpretieren lässt, ist fraglich.“ 

In der Tat besteht hier kein Automatismus. Und einen solchen Automatismus hat auch niemand behauptet. 

Die Frage in Hinblick auf die „politischen Ziele des Nationalsozialismus“ ist in der Tat eine andere Frage in 

Hinblick auf die verschärften Ausbeutungsmöglichkeiten, die die Politik der Nazis durch die DAF in Betrie-

ben ermöglichte. Die politischen Ziele waren spätestens seit 1933 vor allem Kriegsziele. Es ist in der Tat 

eine neue, entscheidende Frage, ob Adolf Messer sich aktiv gegen diese Kriegsziele eingesetzt hat, oder ob 

er durch die schon vorher durchgeführte Aufrüstung und die vermehrten Aufträge durch den Krieg, die er 

ausgeführt hat, diese politischen Ziele aktiv unterstützt und gleichzeitig enorm davon profitiert hat. Beides 

ist klar zu bejahen. Das Gutachten vermeidet zwar den Begriff V2, aber zwischen und in den Zeilen lässt 

sich durchaus auf Seite 2 des Gutachtens lesen, das „Anlagen nach Peenemünde“ geliefert wurden und es um 

„Forschungsarbeiten zum Bau von Raketenwaffen“ ging. Nicht erwähnt wird in diesem Gutachten, worum es 

eigentlich ging: um die V2 Raketen. Vor allem nicht erwähnt wird, dass die gelieferten Großanlagen nach 

Peenemünde schließlich seit August 1943 Zulieferung für KZ-Sklavenarbeiter im KZ Mittelbau-Dora waren.

Dort schufteten ab Sommer 1943 ungefähr 60 000 KZ-Sklavenarbeiter, von denen 20 000 diesen mörderi-

schen Lebensbedingungen in diesem „Arbeitslager der Waffen-SS“ erlagen.
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6. Kritik: Persilscheinlogik mit ominösen Quellen

Die beiden letzten Sätze in diesem Gesamtabschnitt (S. 2, Zeile 13 ff) enthalten nun ohne valide Quellen, nur 

vom Hörensagen eine Schilderung, dass Adolf Messer „regimekritischen Betriebsangehörigen“ geholfen 

habe „durch seinen persönlichen Einsatz“. Als Argument wird die Weiterbeschäftigung eines ehemaligen 

Sozialdemokraten und Betriebsratsvorsitzenden, verwendet. Quellenangaben hierfür sind im Gutachten nicht 

vorhanden, aber hier wie an anderer Stelle muss das Buch „100 % Messer“ herangezogen werden. Dort wer-

den ominöse „Erinnerungen“ benannt, und in der DNB nicht vorhandenen Materialien bemüht. Das ge-

nannte, von Messer Griesheim 1993 herausgegebene Buch „Ein Unternehmen im Wandel der Zeit - Messer 

Griesheim“ von Ernst Koch ist die Hauptquelle. Hier ist mehr als Skepsis angebracht, da Ernst Koch vom 

Hörensagen berichtet und keine Quellen angibt. Es sind die üblichen »Persilscheingeschichten« und es ehrt 

das Gutachten immerhin, dass es das Märchen von der „Unterstützung von befreundeten jüdischen Mitbür-

gern in Frankfurt“ (ohne Namensnennung und Quellen im Buch Ernst Koch, dort S.106) nicht auch noch 

weiter verbreitet. Kurz, die sicherlich vorhandenen Querelen um Arbeitskräfte in der NS-Zeit werden so dar-

gestellt, als habe Adolf Messer eine Art Widerstand geleistet.3 Deutlich aber ist, was - anders als noch im 

Buch „100% Messer“ – im Gutachten zudem weggelassen wurde, wie im nächsten Abschnitt gezeigt werden 

wird

II. Zum Abschnitt „Die Unternehmenspolitik der Adolf Messer GmbH in der NS-Zeit“

7. Kritik: Vertuschung der elenden Lage der ZwangsarbeiterInnen4

Im Abschnitt „Die Unternehmenspolitik der Adolf 

Messer GmbH in der NS-Zeit“, geht es auch um 

die Beschäftigung von Zwangsarbeitern in der 

Messer-Fabrik. Und hier wird entscheidendes weg 

gelassen. Doch vor der apologetischsten Behand-

lung der Frage der Zwangsarbeit wird das Gutach-

ten noch einmal ganz grundsätzlich und klärt auf,

von welchem Selbstverständnis die Gutachter aus-

gehen. „Grundsätzlich gilt: ein Unternehmen 

kann seine politische Umwelt nicht frei wählen.“

3 Der Sinn eines vorne im Buch „100% Messer“ abgedruckten „Stammbaum der Familie Messer“ seit 1852 erklärt sich 
nicht, da dort die sonst in Apologien übliche angebliche oder wirkliche „jüdische Urgroßmutter“ als Entlastungsargu-
ment nicht zu finden ist. 
4 Alle Dokumente aus der Akte Hessisches Hauptstaatsarchiv Wiesbaden Abt. 520/Frankfurt (A-Z);Messer, Adolf
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(S.2, 1. Satz des Abschnittes). Und weiter wird 

grundsätzlich - Hervorhebung im Original - klarge-

stellt:

„Wie für andere Unternehmer ging es 
dabei auch für Adolf Messer nicht da-
rum ob, sondern wie er sich mit der natio-
nalsozialistischen Diktatur arrangiert.“ 
(S. 2, 3. Satz des Abschnittes)

Es ist wieder einer dieser Halbwahrheiten, die 

grundlegend das Gutachten durchziehen: Gedanken 

wie »jeder muss doch mit den Wölfen heulen«, es

komme darauf an, wie man mit den Wölfen heult 

und Ähnliches. Das ist die Einstimmung für die 

Darstellung der Kriegsindustrie und die Einstim-

mung zur Darstellung einer auch die Messer-Fabrik 

betreffende „sprunghaften Zunahme der Zwangs-

arbeiter“ (S. 2, 3. Zeile von unten). Durch den 

Krieg galt es, so wird formuliert „die personellen 

Lücken mit neuen Arbeitskräften“ zu schließen 

und irgendwie kam es dann zu einer „sprunghaf-

ten Zunahme der Zwangsarbeiter“. Gegenüber 

anderen Firmen, so betont das Gutachten, war zwar 

die Zahl der Zwangsarbeiter deutlich unter-

schieden, hatte nur das „Ausmaß von Sam-

mellagern“, so wird relativierend berichtet. 

Nun sind die Dokumente zur Zwangsarbeit in 

Frankfurt auch bei der Messer-Fabrik seit lan-

gem gut bekannt, insbesondere ist auch gut 

dokumentiert, worauf wenigstens im Buch 

„100 % Messer“ noch hingewiesen wurde, 

dass ein französischer Zwangsarbeiter, der 

entflohen ist, von der Messer-Fabrik gemeldet 

und in einem genau dokumentierten Verfah-

ren dann als Räuber diffamiert und denunziert 

von der Gestapo-Justiz zum Tode verurteilt 

wurde. 

Um es knapp anzudeuten: Ein 54 jähriger deutscher Mann traf auf zwei entflohene französische Zwangsar-

beiter und eine entflohene französische Zwangsarbeiterin. Die  dreißig Jahre jüngere Frau im Alter von 24 
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Jahren sollte offensichtlich von dem älteren deutschen Mann in seiner Wohnung abgeschleppt werden, was 

einer der beiden französischen Zwangsarbeiter – der Freund der jungen Frau mit dem Namen Raymond Pe-

titjean – unter Einsatz seiner Körperkraft verhinderte. Dafür wurde er dann des angeblichen »Raubes« an-

geklagt und schließlich zum Tode verurteilt. Dabei spielte auch die Flucht aus dem Zwangsarbeiter-Lager 

der Messer-Fabrik eine Rolle. Über diese Angelegenheit wird im Gutachten offensichtlich - aus welchen 

Gründen auch immer - nicht berichtet. Diese Auslassung passt in die Gesamtintention des Gutachtens. Die 

Akten im Hessischen Staatsarchiv in Wiesbaden sind bekannt. Messer & CO

Aus der Aussage des ermordeten französischen Zwangsarbeiter

ERMORDUNG

8. Kritik: Keine Hinweise zur „Arisierung“?

Abschließend heißt es:

„Hinweise auf eine Beteiligung Adolf Messers an der. „Arisierung“ jüdischen Eigentums oder 
auf ein geschäftliches Engagement in den von der Wehrmacht besetzten Territorien ließen sich in 
den ausgewerteten Dokumenten nicht finden.“ (S. 3, 2. Abs. von oben)

In der leicht zugänglichen Broschüre von Sven Beckert: „Bis zu diesem Punkt und nicht weiter“, Frank-

furt/M 1990, findet sich die weiter oben faksimilierte folgende Zusammenstellung auf S. 185:

Hier ist von einem arisierten Ge-

bäude die Rede, und zwar in der 

Kämmereistraße 1, die nach den 

Angaben dieses Autors von der 

Messer-Fabrik zusätzlich für die 

Unterbringung von Zwangsarbeitern genutzt wurde. Dies ist auf jeden Fall ein Hinweis, dem seriöser Weise 

nachgegangen werden müsste. Zudem: Den höheren Anteil von über 350 Zwangsarbeiterinnen und Zwangs-

arbeiter im Jahre 1943 wird nicht erwähnt.
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* * *

Die weitere Darstellung des Gutachtens schildert das Entnazifizierungsverfahren als Erfolgsgeschichte des 

„Mitläufers“ Adolf Messer, der gegen Strafzahlungen Einspruch erhob und in der damaligen Atmosphäre, in 

der die Verfahren an deutsche Personen übergegangen waren und nicht mehr direkt in der Hand der Alliier-

ten lag, auch hier Erfolg hatte.

Die Darstellung der Fülle von Ehrungen sowie der großen Leistung der Adolf Messer-Stiftung, einschließ-

lich der Ernennung von Stefan Messer, einem Enkel Adolf Messers, zum Ehrensenator der Goethe Universi-

tät, rundet dann dieses in der Grundtendenz apologetischsten Gutachten ab.

Interessant sind noch die Zusammenfassung und das Fazit in den letzten zwei Absätzen des Gutachters.

III. Zum Abschnitt „Fazit

9. Kritik: Der NS-Staat als „Chance“ für „kriegswichtige Unternehmen“

Die rhetorische Grundfigur ist, das sich eigentlich sehr viele Menschen wie Adolf Messer als Unternehmer 

verhalten hätten, was gewiss richtig ist, aber für eine positive Wertung eines solchen Verhaltens keinesfalls 

eine valide Grundlage ist. Festgehalten werden soll die offensichtlich ebenfalls nicht als problematisch ange-

sehene These: „Die Chancen, die der NS-Staat gerade kriegswichtigen Unternehmern bot, wurde genutzt“

(S. 4, 2. Absatz von unten). Und es wird wiederholt, dass eine solche Haltung, - die in der politischen Pole-

mik als Haltung von „ Kriegsgewinnlern“ bezeichnet und verurteilt wird - halt eher eine Form des Alltags-

Opportunismus sei. Immerhin. Ansonsten: Moral und Ethik als Kriterium tauchen nicht auf.

10. Kritik: „ökonomischen Eigenlogik“ / „Bestandswahrung der Firma“

Der letzte Satz dieses Gutachtens ist von besonderem Interesse. Dort heißt es, dass 

„die Entscheidungsfindungen im Unternehmen folgten zu aller erst einer ökonomischen Eigenlogik, die 
sich vordringlich am Ziel der Bestandswahrung der Firma orientierte.“

Dieser letzte Satz wird ganz offensichtlich nicht als Anklage gegen die Ausbeutung der Zwangsarbeiter

betrachtet. Zudem ist es offensichtlich, dass die erhebliche Ausdehnung des Profits des Unternehmens durch 

den Krieg weit über einer „Bestandswahrung“ der Firma Messer hinausging.

Zusammenfassung

Der Antrag auf eine Umbenennung der Adolf-Messer-Stiftung-Lounge auf dem Campus Riedberg, damit sie 

nicht mehr Adolf Messer Stiftung Lounge heißt und die Entfernung der entsprechenden Tafeln und Hinweise 

ist überzeugend und zwingend. Es wäre der Adolf Messer Stiftung anzuraten ihren Namen zu ändern, sich 

zur historischen Verantwortung zu stellen und sich nach dem von Messer Griesheim denunzierten französi-

schen Zwangsarbeiter umzubenennen in Raymond Petitjean Stiftung und sich endlich mit der Stiftung an 

der Entschädigung der beschäftigten Zwangsarbeiter zu beteiligen
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